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			Macri übernimmt U-Bahn

			Bürgermeister lenkt im Streit um die Subte-Zuständigkeit ein
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			Mauricio Macri. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Nun also doch: Maurico Macri wird mit Beginn des kommenden Jahres die volle Verantwortung über die hauptstädtische U-Bahn übernehmen. Dies kündigte der Regierende Bürgermeister von Buenos Aires am Dienstag in einer kurzfristig einberufenen Pressekonferenz an. Man habe keine andere Option gehabt, so Macri. Angesichts der ungeklärten Kompetenzen zwischen Stadt und Nation habe sich der Zustand der U-Bahn zusehends verschlechtert. Das Sicherheitsrisiko für die Passagiere sei dementsprechend gestiegen. Ob es zu einer weiteren Anhebung der Fahrpreise kommen werde, ließ Macri offen.

			Mit Macris Ankündigung scheint das Ende eines fast einjährigen rechtlichen Schwebezustandes in Sicht zu sein. Bereits Anfang dieses Jahres hatten sich auf Betreiben der Nationalregierung beide Seiten grundsätzlich darauf verständigt, dass die Zuständigkeit für die U-Bahn („Subte“) von der Nation auf die Stadt übergehen sollte. Macri sperrte sich in der Folgezeit aber, den Schritt auch tatsächlich zu vollziehen, da die Untergrundbahn in einen schlechten Zustand sei und die Subventionen durch die Nation nicht ausreichen würden.

			Zwar haben sich diese Faktoren in der Zwischenzeit nicht verändert. Doch Macri und seine Regierungsmannschaft sind nun der Meinung, dass ein weiteres Hinauszögern die Situation nur noch weiter verschlimmern würde: „Wir werden die Subte übernehmen, auch wenn die Bedingungen schlecht sind. Später wäre es nur noch schlechter“, meinte Macri. Der Bürgermeister kritisierte die Nationalregierung scharf. Diese habe auch aus der Bahntragödie von Once nichts gelernt und weigere sich, Finanzmittel für notwendige Investitionen bereitzustellen. 

			Macris Kabinettschef Horacio Rodríguez Larreta machte deutlich, dass sich die Stadtregierung auf juristischem Wege um Finanzmittel für Subventionen und Investitionen bemühen werde: „Wir fordern, dass die Nationalregierung das bezahlt, was ihr obliegt. Die Verfassung legt fest, dass sie uns die Mittel für die Baumaßnahmen gewähren muss, die sie uns zugesagt hat.“ 

			Politische Beobachter vermuten hinter der überraschenden Wende Macris, dass der Bürgermeister die U-Bahn-Frage nun als Chance begreift, Regierungsfähigkeit zu demonstrieren. Eine Botschaft an die Wähler in einer Zeit, in der sich die Nationalregierung Massenprotesten von Hunderttausenden ausgesetzt sieht.

			Auffällig ist aber auch, dass es in den letzten Wochen Signale für eine gewisse Entspannung zwischen dem rechtskonservativen Macri- und dem linksperonistischen Kirchner-Lager zu verzeichnen gab. So verschafften Macri-Gefolgsleute im Parlament bei der Abstimmung über die Absenkung des Mindestwahlalters den Kirchner-Peronisten das nötige Quorum. Die Zeitung „Clarín“ berichtet zudem über Verhandlungen hinter den Kulissen. Macri habe demnach signalisiert, die Verantwortung für die Subte zu akzeptieren, wenn im Gegenzug die Kirchner-Regierung eine Bürgschaft für Auslandskredite für die Stadtregierung übernimmt.

			Nun muss noch das Stadtparlament die Subte-Übertragung absegnen. Hierfür braucht Macri die Unterstützung anderer Parteien.
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			Saarländer in Argentinien gesucht

			Arbeitsmarktreformer Peter Hartz macht Werbung für sein Bundesland

			Von Marcus Christoph
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			Peter Hartz im Gespräch mit dem Argentinischen Tageblatt. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) – Wer den Namen Peter Hartz hört, der denkt für gewöhnlich zunächst an die Arbeitsmarkt-Reformen in Deutschland, die den Namen des ehemaligen VW-Managers tragen. Doch die Mission, in der der heute 71-Jährige in dieser Woche in Buenos Aires war, hat einen ganz anderen Hintergrund: Es geht um die gemeinnützige Stiftung „Saarländer helfen Saarländern“ (SHS), die Hartz zur Jahrtausendwende vor knapp 13 Jahren aus der Taufe hob. 

			Dabei geht es darum, Saarländer bzw. Saarland-Sympathisanten in aller Welt zum beiderseitigen Vorteil miteinander zu verbinden. „Es ist eine innovative Form der Völkerverständigung und soll keine Einbahnstraße sein“, erläutert Hartz, der selber aus Deutschlands kleinstem Flächenbundesland stammt. 

			Die Stiftung hat das Ziel, das Saarland als Wirtschafts- und Kulturregion international zu vernetzen. Zusammenarbeit könne dabei auf ganz verschiedenen Ebenen erfolgen: auf wirtschaftlichem Gebiet, genauso wie in den Bereichen der Kultur, des Sports wie des sozialen Engagements, wie Hartz ausführt. Bislang gibt es bereits in 37 Ländern sogenannte „Sympathiestützpunkte“ mit Saarland-Unterstützern vor Ort. Ziel ist, dies in allen 192 Staaten der Welt zu erreichen. 

			In Argentinien gibt es mit dem Geschäftsmann Arturo Beck bereits einen Ansprechpartner. Um die Kontakte auszubauen und zu vertiefen, war Peter Hartz nun persönlich in Buenos Aires, das er bereits aus seiner Zeit als VW-Manager kennt. In der argentinischen Hauptstadt führte er unter anderem Gespräche mit Barbara Konner, der geschäftsführenden Vizepräsidentin der hiesigen deutschen Auslandshandelskammer, sowie mit Viktor Klima, dem langjährigen Präsidenten von Volkswagen in Argentinien.

			Hartz und die SHS-Stiftung suchen für ihr Projekt aber noch weitere Mitstreiter am Río de la Plata. Dies kann grundsätzlich jeder sein, der sich mit dem kleinen Bundesland im Südwesten Deutschlands verbunden fühlt. „Saarländer sind nicht introvertiert, sondern offene Weltbürger“, macht Hartz Werbung für seine Landsleute. Kontakt kann über die E-Mail-Adresse p.hartz@shsfoundation.de hergestellt werden. 

			Über die „Hartz-Reformen“, die vor fast genau zehn Jahren eingeleitet wurden und den deutschen Arbeitsmarkt grundsätzlich veränderten, redet Hartz heutzutage nicht gerne: „Dazu gebe ich normalerweise keine Interviews.“ Die Bilanz sei gleichwohl „unter dem Strich erfolgreich“ - auch wenn bei der Umsetzung des 1200 Seiten starken Reformwerkes einiges weggelassen worden sei.

			Dass die Neuerungen, die empfindliche Eingriffe ins Sozialsystem mit sich brachten, mit seinem Namen assoziiert werden, sieht Peter Hartz angesichts der unterschiedlichen Bewertungen in der Öffentlichkeit als „sehr problematisch“ an. Die Namensgebung sei damals vor allem deswegen zustande gekommen, da die Medien für die von Hartz geleitete Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ eine kürzere Bezeichnung suchten: „Hätte ich Leutheusser-Schnarrenberger geheißen, dann wäre das an mir vorbeigegangen.“

			Durch „Hartz IV“, den vierten Teil des Reformwerkes, wurden die Arbeitslosenhilfe abgeschafft, Zeitarbeit und Minijobs liberalisiert und die Sozialämter mit den Arbeitsagenturen zusammengelegt. Bis heute sind die Maßnahmen umstritten. Für die einen waren sie die entscheidende Weichenstellung für Deutschlands spätere wirtschaftliche Erholung. Für die anderen bedeuteten sie vor allem Leistungskürzungen und den Abschied vom alten Sozialstaat der Bundesrepublik.
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			Die Woche in Argentinien

			17 Feiertage im Jahr 2013

			Auf 17 Feiertage können sich die Arbeitnehmer in Argentinien im kommenden Jahr einstellen. Dies geht aus einer Liste hervor, die das Innenministerium am Montag veröffentlichte. Insgesamt wird es sieben lange Wochenenden geben. Die ersten Feiertage nach dem Neujahrstag sind am 11. und 12. Februar zum Karneval vorgesehen. Im März gibt es ein langes Osterwochenende: Der Gründonnerstag (28. März) ist zwar kein Feiertag, aber dennoch arbeitsfrei. Es folgt der Karfreitag (29. März). Zwischen Ostersonntag (31. März) und dem Tag der Malwinen-Veteranen am 2. April gibt es am 1. April einen touristischen Brückentag. Der 1. Mai fällt auf einen Mittwoch. Im Juni gibt es durch den „Tag der Nationalfahne“ und einen Brückentag ein langes Wochenende vom 20. bis 23. Im Juli wird am 9. (Dienstag) an den Unabhängigkeitstag erinnert. Im August steht durch den Todestag von General San Martín vom 17. bis 19. ein langes Wochenende an. Wegen des „Tages der kulturellen Vielfalt“ ist der 14. Oktober (Montag) frei. Am 25. November (Montag) wird der „Tag der nationalen Souveränität“ gefeiert. Der Weihnachtsfeiertag (25. Dezember) fällt auf einen Mittwoch. Noch nicht entschieden ist, ob auch der 31. Januar (Donnerstag) zum einmaligen Feiertag wird. Hintergrund ist der 200. Jahrestag der ersten Verfassunggebenden Versammlung in Argentinien. Auf Wochenenden fallen die (nicht beweglichen) Feiertage zur Erinnerung an die Militärdiktatur (24. März), zur Mai-Revolution (25. Mai) und zu Mariä Empfängnis (8. Dezember). 

			Moyano will Stadt lahmlegen

			Es ist beschlossene Sache: Am kommenden Dienstag wollen die Gewerkschaftsführer Hugo Moyano und Pablo Micheli mit einem Generalstreik das öffentliche Leben in der Hauptstadt lahmlegen. Darauf verständigten sich die beiden am Montag bei einem Treffen im Sitz der von Moyano geleiteten Gewerkschaft der Lkw-Fahrer. Moyano steht an der Spitze des regierungsfeindlichen Flügels des Gewerkschaftsdachverbandes CGT, Micheli vertritt den oppositionellen Teil der CTA. Sie fordern vor allem eine Anhebung des steuerfreien Grundeinkommens sowie eine Beseitigung der bestehenden Obergrenze für das Familiengeld. Um den Forderungen Nachdruck zu verleihen, wollen Moyano und Micheli mit ihren Helfern die Zufahrten zur Hauptstadt blockieren. Die Lkw-Fahrer wollen dafür sorgen, dass der Müll nicht abtransportiert wird. Erdöl soll nicht ausgeliefert werden. Die Gewerkschaft der Flugpiloten will den kommerziellen Flugverkehr lahmlegen. In der Innenstadt will Moyano mit seinen Leuten Supermärkte und Shopping Center blockieren.  Eine gemeinsame Großkundgebung aller oppositionellen Gewerkschaften wird es indes nicht geben. Während die CTA zur Plaza de Mayo marschieren will, sieht die CGT von einem solchen Vorhaben ab.

			Cristina unbeirrt

			Selbstkritisch war Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner nicht. Auf den Protest hunderttausender Bürger gegen ihre Politik am Donnerstag voriger Woche reagierte die Staatschefin zunächst mit Ironie und dann mit Durchhalteparolen. Von der Casa Rosada aus erklärte sie, dass für sie die beiden wichtigen Ereignisse der betreffenden Woche der Wahlsieg Barack Obamas in den USA sowie der Kongress der Kommunistischen Partei Chinas gewesen seien - die Massenproteste gegen ihre Person nannte sie jedenfalls nicht. Am Montag bei einer Einweihung einer Fabrikanlage in Villa Constitución, Provinz Santa Fe, gab die Präsidentin sich dann unbeirrt und betonte, ihren bisherigen Kurs fortsetzen zu wollen: „Wir werden weiter voranschreiten mit unserem Regierungsmodell. Es ist nicht das Projekt einer einzelnen politischen Partei, sondern es ist klassenübergreifend.“

			Klage gegen Ghana 

			Argentinien hat beim Internationalen Seegerichtshof in Hamburg die Freigabe des in Ghana beschlagnahmten Marine-Schulschiffs „Libertad“ beantragt. Das argentinische Außenministerium teilte mit, es habe am Mittwoch beim Seegerichtshof ein Verfahren für eine einstweilige Anordnung angestoßen. Das Gericht bestätigte in Hamburg den Empfang des Antrags. Ein ghanaischer Richter hatte auf Antrag des US-Hedgefonds Elliott Associates die Fregatte beschlagnahmt. Der Hedgefonds will von Argentinien Anleiheschulden aus dem Jahr 2001 eintreiben. Der Dreimaster liegt seit dem 2. Oktober im Hafen von Tema fest. Ein Großteil der Besatzung wurde von der argentinischen Regierung evakuiert.

			Proteste am Famatina

			Der Famatina-Berg bleibt weiter umkämpft: Am Wochenende versammelten sich in der gleichnamigen Ortschaft in der Provinz La Rioja Umweltaktivisten und Anwohner, um gegen ein mögliches Goldbergwerk in der Sierra de Famatina zu protestieren. Die Demonstration war Reaktion auf ein Umweltgutachten, das von der Umweltbehörde der Provinz abgesegnet wurde. Dieses hat zur Folge, dass die Firma „El Portal“, ein Tochterunternehmen des kanadischen Bergbaugiganten „Osisko“, auf dem Gelände nach Gold suchen darf. Für die Umweltaktivisten ist die Entscheidung nicht nachvollziehbar: Schließlich sei erst im vorigen Juli am Provinzgericht in Chilecito ein Urteil ergangen, das die Fortsetzung sämtlicher Arbeiten am Berg untersagt, ehe nicht ein Gutachten erstellt wird, das den Anforderungen des neuen Gletscherschutzgesetzes gerecht werde. 

			„Per Saltum“ beschlossen

			Das Regierungslager hat sich durchgesetzt: Mit 135 zu 95 Stimmen setzten die Kirchner-Getreuen in der Deputiertenkammer das sogenannte „Per-Saltum-Gesetz“ durch. Dieses sieht in Fällen von „allgemeiner Wichtigkeit für die Verfassung“ die Möglichkeit vor, dass untere Gerichtsinstanzen übersprungen werden können und die Angelegenheit direkt beim Obersten Gerichtshof landet (Saltus lateinisch für Sprung). Die Neuerung ist vor allem vor dem Hintergrund des neuen Mediengesetzes zu sehen. Dessen Anwendung wird derzeit durch die Mediengruppe „Clarín“ behindert, die juristische Schritte gegen die Reform eingeleitet hat. Die Regierung will eine weitere Verschleppung des Falles verhindern, damit das neue Gesetz wie vorgesehen am 7. Dezember in Kraft treten kann. (AT/mc/dpa)
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			Aus für die Wiederwahl?

			Zuerst war es UCR-Senator Ernesto Sanz aus Mendoza, der sich vor einigen Wochen energisch für alle Oppositionsparteien dafür einsetzte, die abermalige Wiederwahl (Spanisch „Re-Re“) der Präsidentin Cristina Kirchner zu verhindern.

			Danach erklärten 27 Oppositionssenatoren verbindlich, dass sie sich im Senat der Wiederwahl widersetzen werden, sofern ein Antrag gestellt werde, eine Verfassunggebende Versammlung einzuberufen, wofür zwei Drittel aller Mitglieder zustimmen müssten. Es folgten über 100 Nationaldeputierte mit derselben Ablehnung. Nicht genug damit, meldeten sich am 8. November zahllose Teilnehmer auf landesweiten Protestkundgebungen ebenfalls mit der Forderung, dass es eine erneute Wiederwahl der Präsidentin nicht geben dürfe.

			Die meisten politischen Kommentatoren legten diese Signale als Zeichen aus, dass die Wiederwahl in Folge als Initiative der Regierung vorerst verloren sei. Indessen müsse man abwarten, wie die Parlamentswahlen im Oktober 2013 ausgehen. Von diesen Wahlen wird es abhängen, wie die Zusammensetzung der beiden Kammern im Kongress aussieht. Gelänge es der Regierung, bei den Parlamentswahlen die erforderlichen zwei Drittel beider Kammern zu mustern, dann muss man vorwegnehmen, dass die Regierung im Parlament im Jahr 2014 den Versuch unternehmen wird, die Verfassung mit einer gewählten Versammlung zu reformieren, darunter fällt selbstverständlich auch die Zulassung der Wiederwahl in Folge.

			Die Präsidentin hüllt sich derweil in Schweigen, aber immer wieder tauchen Initiativen ihrer Parteigänger auf, die die erneute Wiederwahl befürworten. Zuletzt war es der Bürgermeister von Villa Gesell, der auf einer Zusammenkunft zahlreicher Bürgermeister der Provinz Buenos Aires ausrief, nur die Präsidentin könnte das Regierungsmodell fortsetzen. Tatsache ist, dass die Regierung keinen Nachfolger aufbieten kann, der das derzeitige Modell fortsetzen könnte. Ohne die Präsidentin als Kandidatin, müsste die justizialistische Partei einen geeigneten Kandidaten aus dem Hut zaubern.

			Ob es zu den erforderlichen zwei Dritteln in beiden Kammern kommt, kann man jetzt nicht vorwegnehmen. Sollten nur einige Stimmen fehlen, könnte sich die Regierung bemühen, mit entsprechenden Gegenleistungen die Gunst anderer Parlamentarier zu gewinnen. Beispiel hierfür findet man mehrmals in der jüngsten Parlamentsgeschichte. Auf der anderen Seite deutet das derzeitige Protestklima im Land nicht auf einen überwältigenden Wahlsieg der Regierungspartei hin.

			Doch in einem Jahr kann sich viel ändern, deshalb muss man die Wahlentscheidung schlicht abwarten. Das Thema Wiederwahl in Folge wird den Wahlkampf sicherlich überschatten.
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			Schwarz-grüne Träume

			Von Stefan Kuhn

			Die Grünen haben gewählt, und es war erfreulicherweise nach langer Zeit wieder eine Wahl, die den Idealen der Partei entspricht. In einer Urabstimmung entschieden die Parteimitglieder über die beiden Spitzenkandidaten für die Bundestagswahlen im September oder Oktober kommenden Jahres. Die Grünen-Mitglieder hatten die Wahl zwischen drei Kandidatinnen und zwölf Kandidaten.

			Allzu überraschend ist es nicht, dass sich am Ende der frühere Bundesminister und heutige Fraktionschef Jürgen Trittin und die Bundestagsvizepräsidentin und Vorsitzende der 22. Synode der Evangelischen Kirche Deutschlands, Katrin Göring-Eckardt, durchsetzten. Der 58-jährige Trittin war der einzige ernstzunehmende Kandidat, Göring-Eckardt (46) ist politisch unverbraucht und hat eine Ost-Biografie. Ihre Gegnerinnen, die frühere Bundesministerin Renate Künast (56) und die Parteivorsitzende Claudia Roth (57) gelten zwar als politische Schwergewichte, sind aber beide verbrannt. Künast hat bei den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus den Grünen eine gefühlte Niederlage beschert, und an Roth scheiden sich die grünen Geister. 

			Immerhin haben sich fast 62 Prozent der Parteimitglieder an der Urabstimmung beteiligt. Für eine Partei, die sich der Basisdemokratie verpflichtet fühlt, ist das dennoch ein mageres Ergebnis. Vielleicht liegt es daran, dass „Spitzenkandidaten“ nicht das Gewicht von Kanzlerkandidaten haben. Es bedeutet lediglich, dass ihre Gesichter im Wahlkampf präsenter sind und sie bei einer Regierungsbeteiligung eventuell für Ministerämter in Frage kommen. 

			Die Wahl von Göring-Eckardt wurde in der Presse vielfach als eine Öffnung der Partei für eine schwarz-grüne Koalition gewertet. Es mag schon sein, dass ein Duo Trittin/Göring-Eckardt für die Christdemokraten attraktiver ist, als es Trittin/Roth gewesen wäre. Aber die Personalie hat wenig mit der politischen Ausrichtung der Partei zu tun. Der Wunschpartner der Grünen ist nach wie vor die SPD, hier sieht man die größeren Schnittmengen.

			Die Meinungsumfragen deuten allerdings seit geraumer Zeit an, dass es nicht zu dieser Wunschkoalition kommt. Wenn FDP und Piraten, wie derzeit angenommen, an der Fünfprozenthürde scheitern, kann es nur Schwarz-Rot oder Schwarz-Grün geben, weil sowohl SPD als auch Grüne ein Bündnis mit der Linkspartei ausschließen. Die Sozialdemokraten werden sich wohl kaum wieder in einer großen Koalition verschleißen lassen. Bleibt Schwarz-Grün. Für die Grünen wäre dies eine Chance, an die Macht zurückzukehren, für Angela Merkels CDU/CSU eine Option, an der Macht zu bleiben. Katrin Göring-Eckardt spielt dabei eine marginale Rolle. Die Option Schwarz-Grün war immer da. Mit dem von Merkel vorangetriebenen Atomausstieg ist jetzt sogar das frühere Haupthindernis beseitigt. Problematisch ist nur, dass ein solches Bündnis bisher nur auf lokaler Ebene von Dauer war.

			Bis zu den Bundestagswahlen vergehen allerdings noch mindestens zehn Monate. In dieser Zeit kann viel geschehen. CDU und CSU könnten die absolute Mehrheit der Abgeordneten erreichen. Dafür müssten sie derzeit nur fünf Prozentpunkte aufholen. Für eine Neuauflage von Schwarz-Gelb fehlt sogar nur ein Prozentpunkt, vorausgesetzt, die FDP schafft den Wiedereinzug in den Bundestag. Rot-Grün ist ebenfalls noch nicht vom Tisch. Wenn die beiden Parteien gemeinsam vier Prozentpunkte aufholen, und die FDP scheitert, würde der nächste Bundeskanzler wohl Peer Steinbrück heißen. 

			Doch selbst wenn die jüngste Umfrage dem Wahlergebnis der nächsten Bundestagswahlen entspräche, könnte Schwarz-Grün noch scheitern. Die Grünen haben die Basisdemokratie wiederentdeckt. Sie lassen ihre Mitglieder Mitte nächsten Jahres ebenfalls in einer Urabstimmung über die Schwerpunkte des Wahlprogramms entscheiden. Dabei könnten die wertkonservativen Schnittmengen mit den Unionsparteien deutlich schwinden, denn die grüne Basis ist nach wie vor unberechenbar. Auf einem Parteitag der Grünen, der letztlich über eine Regierungsbeteiligung entscheidet, würde vermutlich eine ostdeutsche evangelische Theologin als Spitzenkandidatin nicht den Ausschlag geben.
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			Randglossen

			Cristina Kirchner rief am Mittwoch den König Juan Carlos von Spanien und auch den Regierungschef Mariano Rajoy an, um sich zu entschuldigen, dass sie aus Gesundheitsgründen nicht zum Iberoamerikanischen Gipfeltreffen in Cádiz anwesend sein werde, der Freitag und Samstag stattfindet. Dabei wurde zunächst angenommen, dass es sich um eine Ausrede handelt. Denn es ist begreiflich, dass dabei der Konflikt mit Repsol wegen der Beschlagnahme des Kontrollpaketes der YPF-Aktien aufkommen dürfte, für den sie keine zivilisierte Erklärung hat. Indessen ist sie wirklich krank, und ihre Ärzte und die treuen Kirchneristen machen sich große Sorgen über ihren Gesundheitszustand. Für viele andere hingegen, verbindet sich dies mit der Hoffnung, dass sie bald geht.

			Am Mittwoch empfing die Präsidentin die Führung der regierungsfreundlichen Gewerkschaften, geleitet von Antonio Caló, von den Metallarbeitern. Sie gab zu verstehen, dass das Problem mit den für die Jahre 2010 und 2011 ausstehenden Zahlungen für Behandlung teurer Krankheiten durch ihre Sozialwerke, die vom Amt für Gesundheitsdienste getragen werden, noch in diesem Jahr gelöst werden soll. Die Zahlungen waren wegen aufgedeckter Unregelmäßigkeiten unterbrochen worden. Jetzt schickt sich Cristina Kirchner an, dies und auch die Erhöhung des steuerfreien Minimums für 2013 gegen Mäßigung bei den Lohnforderungen auszuhandeln. Wenn ihr dies gelingt, dann hätte sie eine wichtige Schlacht gewonnen.

			Ja, ja, Freunde in der Not gehen tausend auf ein Lot. Diese Binsenweisheit muss der unterlegene US-amerikanische Präsidentschaftskandidat Mitt Romney derzeit am eigenen Leib erfahren. Der Republikaner verliert, das hat die Tageszeitung Washington Post errechnet, momentan rund 600 Freunde pro Stunde. Natürlich sind das nur virtuelle Freunde, die sich im sozialen Network Facebook zu Romney bekannt haben und heute nichts mehr mit dem Verlierer zu tun haben wollen. Virtuell sind die Freunde allerdings nur quantitativ, sie potenzieren die Wirklichkeit ins Millionenfache, und spiegeln sie dennoch wider. Momentan setzen sich auch reale „Freunde“ und Unterstützer vom Wahlverlierer ab.

			Taxi geht nicht, das ist klar. Man kann Bundestagsabgeordnete nun wirklich nicht dazu zwingen, auf ihren Dienstwagen zu verzichten und kurze Strecken mit dem Taxi zu fahren. Dies hat der Ältestenrat des deutschen Parlaments logisch damit begründet, „dass die Taxifahrer oftmals dazu neigen, Belehrungen politischer Art abzugeben“. Andererseits sind diese auch häufig dazu befähigt. Es ist nicht selten, dass ein Berliner Taxifahrer ein abgeschlossenes oder abgebrochenes Politik- oder Soziologiestudium vorweisen kann, und auch der Rest von ihnen ist am Puls der Zeit. Dennoch ist die fachliche Überqualifikation der Taxifahrer kein Argument dafür, dass die Abgeordneten immer dickere, PS-stärkere und klimaschädlichere Fahrzeuge beanspruchen.
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			Caminito wird immer bunter

			Von Marlú Kirbus
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			Caminito in La Boca, heute.

			Nur knapp hundert Meter lang, aber farbiger als die 16 Kilometer lange Avenida Rivadavia. Und nicht einmal grade ist sie, diese Calle Cortada, sondern eine leichte Kurve beschreibend.

			Denn hier, am Rand des Hafenviertels La Boca, rollten einst die Güterzüge vom längst verschwundenen Bahnhof Casa Amarilla nach Ensenada bei La Plata. 1920 jedoch wurde der Eisenbahnbetrieb auf dieser Zweigstrecke eingestellt und das krumme Gässchen verkam zur Abraumkippe der angrenzenden Häuser.

			In den 50er Jahren hatte dann ein Nachbar aus der Boca, Arturo Cárrega, die Idee, den Streifen zu säubern und in ein begehbares Sträßchen zu verwandeln, zunächst natürlich ohne jegliche “touristischen” Hintergedanken. Um die Sache attraktiv zu gestalten, bat er Benito Quinquela Martín, sozusagen der Haus- und Hofmaler des Hafenviertels, etwas Farbe in die Angelegenheit zu bringen.

			Die angrenzenden Wellblechwohnungen der zumeist italienischen Fischer trugen mit ihrem Bunt zur Schöpfungsidee bei. Es waren Conventillos - Mietskasernen. Einige dieser tristen Unterkünfte aus der Einwandererzeit kann man, liebevoll hergerichtet, heute besichtigen: ein karges Zimmer mit Eisenbett, Waschschüssel, ein Grammophon, eine Pava (Wasserkanne), den Primus (Petroleumkocher), die Mate-Ausrüstung, ein Kreuz mit Rosenkranz am Kopfende und ein Foto von Gardel - die Toilette in einem Winkel des Patio.

			Nun war eine Straße entstanden, nur einen Namen hatte sie noch nicht. Da fiel es Quinquela ein, sie Caminito zu taufen. Nicht etwa, weil sie wirklich nur ein Sträßchen war, sondern in Anlehnung an einen in den 20ern entstandenen Tango von Gabino Coria Peñaloza (Text) und Juan de Dios Filiberto (Musik): “Caminito que el tiempo ha borrado / que juntos un día nos viste pasar / he venido por última vez / he venido a contarte mi mal… / Desde que se fue / triste vivo yo” usw. Er wurde u.a. durch Carlos Gardel ein Ohrwurm.

			Dieser Original-Caminito existiert übrigens noch als Feldweg, und zwar in der Ortschaft Olta, im Süden der Provinz La Rioja, denn Filiberto stammte aus eben diesem Dorf der durch Facundo Quiroga bekannt gewordenen “Llanos riojanos”. Quinquela fand den Namen treffend für die neu entstandene Straße in La Boca. Die Gleise wurden entfernt und der Trakt gepflastert, wie eine jede Straße in Buenos Aires, die etwas auf sich hielt. Im Jahr 1959 fand die offizielle Eröffnung dieser Fußgängerzeile statt.

			Längst hat sich die “Calle Museo Caminito” zu einem Fremdenverkehrsmagneten entwickelt, wo die ausländischen Touristen nur so ihre Kameras surren und klicken lassen. Straßenverkäufer bieten ihre Handarbeiten oder Staffeleien feil, mehrere Statuen und Reliefs säumen das Kopfsteinpflaster, um die Ecke funktioniert das Wachsfigurenkabinett von La Boca.
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			Caminito 1939.

			In jüngster Zeit hat die Stadtverwaltung den Caminito generalüberholt, die Farben der Häuser und Zäune sind kräftiger denn je. Geschäfte und Läden für Souvenirs oder einen Kaffee bzw. Imbiss gibt es anbei, Tangotänzer zeigen ihr Können, die Besucher sind begeistert. Sonntag Vormittags geht es bei der Feria hoch her. Alles steht unter dem Leitmotiv des “Tango Arrabalero”, der Tango der Außenbezirke. Sogar ein Werbefilm (ausgerechnet für ein französisches Parfüm!) wurde hier unlängst gedreht, wofür der Caminito ein Extradekoration verpasst bekam.

			Seit außerdem entlang der Vuelta de Rocha ein Hochwasserwehr installiert wurde, ist auch die Gefahr der Überschwemmungen gebannt - die allenthalben bis zu einen Meter hohen Trottoirs und Hauseingänge in diesem am Riachuelo gelegenen Stadtteil erinnern aber noch an die gar nicht lang verflossene Zeit, als diese noch häufig vorkamen.

			Der Caminito hat sogar eine Postleitzahl: C 1160. Nur keine Adressaten. Ein Briefträger wäre nicht imstande, eine Sendung abzugeben, denn es gibt weder Türen noch die dazugehörigen Hausnummern.
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			Keine Gewinnsteuer auf 

			halben Zusatzlohn vom Dezember

			Am Mittwoch kündigte Präsidentin Cristina Kirchner an, dass der halbe Zusatzlohn (oder Gehalt), der im Dezember gezahlt wird, von der Einkommenssteuer (die hier Gewinnsteuer heisst) ausgenommen wird. Dies gilt allerdings nur für Löhne und Gehälter bis zu $ 25.000 pro Monat. Es handelt sich um eine sehr geringe Konzession gegenüber der Forderung der Gewerkschaften, dass das steuerfreie Minimum allgemein erhöht werde, um mit den Lohnerhöhungen Schritt zu halten. Die AFIP wird dieses Jahr an Gewinnsteuer auf Löhne dank der Beibehaltung des steuerfreien Minimums vom 2011 und der Lohnerhöhungen von etwa 25% um die $ 6 Mrd. mehr einnehmen. 

			Doch wenn das Minimum nicht erhöht wird, dann kommen höhere Löhne und Gehälter automatisch in höhere Progressionstufen, so dass auch hier mehr eingenommen wird. Die progressive Skala wurde in den letzten Jahren nicht berichtigt, abgesehen von der Abschaffung des Zusatzes, den Wirtschaftsminister Machinea im Jahr 2000 (unter Präsident De la Rúa) eingeführt hatte. Der Höchstsatz von 35% wird jetzt sehr schnell erreicht, was recht absurd ist, da dieser Satz für wirklich hohe Einkommen gedacht ist, aber gewiss nicht für Arbeitnehmer, die etwas mehr verdienen, wie z.B. Techniker oder Aufseher. Der steuerzahlende Mittelstand zahlt jetzt gut doppelt so viel an Gewinnsteuer (gemessen in Prozenten auf das Einkommen) wie in den 90er Jahren. Das ist auch ein Grund, weshalb der Mittelstand auf die Strasse ging, um zu protestieren. Diese hohe Besteuerung wirkt gegen die aufstrebende soziale Mobilität, die zum Wesen einer modernen Gesellschaft gehört, und fördert die Schwarzwirtschaft.

			CK erklärte, dass es im Land 9,16 Mio. formelle Arbeitnehmer gebe, die im privaten oder öffentlichen Bereich tätig seien. Von diesen werden 24,25%, gleich 2,25 Mio., von der Gewinnsteuer erfasst. Jetzt werden davon 2 Mio., also 98% bei der zweiten Hälfte des zusätzlichen Jahresgehaltes von der Steuer befreit. Hinzu kommen dann noch die Empfänger von Pensionen und Hinterbliebenenrenten, die von der Gewinnsteuer erfasst werden. Es dürften höchstens 500.000 sein. Die Gesamtkosten dieser Massnahme für den Fiskus wurden von der Präsidentin auf $ 2,16 Mrd. beziffert, was durchschnittlich leicht unter $ 1.000 pro Arbeitnehmer ausmacht.

			Für die 6,8 Mio. Arbeitnehmer und 6,5 Mio. Rentner, deren Monatseinkommen bei Ledigen unter $ 5.782 und bei Verheirateten mit zwei Kindern unter $ 7.998 liegt, die ohnehin keine Gewinnsteuer zahlen, spielt das neue Steuergeschenk somit keine Rolle. Ebenfalls erhalten die 1,2 Mio. Einheitssteuerzahler und die vielen anderen selbstständig Tätigen auch nichts, wobei sie ohnehin kein jährliches Sondergehalt beziehen.

			Beiläufig kündigte Cristina Kirchner an, dass die Erhöhung des steuerfreien Minimums Anfang des kommenden Jahres diskutiert werden soll, aber im Zusammenhang mit den Lohnrichtlinien. Das bedeutet, dass dieses Jahr übersprungen wird. Ein Minister sagte “off the record”, nächstes Jahr sollten die Lohnerhöhungen bei 20% liegen, nachdem es dieses Jahr um die 25% waren. Die Präsidentin wies auf die grossen Lohnunterschiede unter den verschiedenen Tätigkeiten hin, wobei diejenigen Gewerkschaften, die grössere Druckmöglichkeiten hätten, wie die Lastwagenfahrer, mehr erhalten hätten, was jedoch nichts Neues ist. CK meinte, man müsse jetzt auch das Thema dieser Lohndifferenzen behandeln. Es ist positiv, dass sie sich dieses Problems bewusst geworden ist. Die bestehende Arbeitsgesetzgebung sieht jedoch keine Lösung für dieses Problem vor, so dass in der Praxis Erdölarbeiter, Lastwagenfahrer u.a., die effektive Druckmöglichkeiten haben, mehr als doppelt so viel verdienen, wie in anderen Branchen. 

			Auf alle Fälle will CK die Lohnhöhungen 2013 in Grenzen halten, und dabei die Erhöhung des steuerfreien Minimums an die Begrenzung der Erhöhungen knüpfen. Wie weit ihr dies gelingt, nachdem die Kirchners stets den Standpunkt der Gewerkschaften geteilt haben, sei dahingestellt. Dies umso mehr als Arbeitsminister Carlos Tomada, der seit Mai 2003 im Amt ist und von Haus aus Gewerkschaftsanwalt ist, sich direkt oder unterschwellig stets für die Gewerkschaften einsetzt. Man hat den Eindruck, dass die Präsidentin bei der Zähmung der Gewerkschaften überfordert ist, und auch niemand in der oberen Regierungsmannschaft die geringste Ahnung hat, wie man das Problem anpacken könnte.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,80, um 0,21% über der Vorwoche und um 11,11% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 45,42 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,897, zum 31.03.13 bei $ 5,12 und zum 30.06.13 bei 5,375. Der Terminkurs per Ende Oktober 2013 lag um 21,12% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,36 und bei Überweisungen ca. $ 7,36.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein leichtes Plus von 0,07 %, und lag 5,70%% unter Ende 2011.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,63% und lagen 8,70% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,80% und lagen um 1,96% unter Ende 2011. Boden 2014 notierten unverändert und liegen im Laufe dieses Jahres um 18,67% im Plus. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 2,74% und liegen 8,41% im Minus, und Boden 2013 notieren unverändert zur Vorwoche und verzeichnen einen Plus von 3,22% seit Jahresbeginn.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 175,33 (Vorwoche $ 174,95) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 250,76 (Vorwoche $ 249,24).

			***

			Die mit Gerste bebaute Fläche ist dieses Jahr um 33% auf 1,57 Mio. ha gestiegen, so dass trotz zu viel Regen und Überschwemmungen, die zu einem Verlust von 60.000 ha führten, mit einer Ernte von 5,55 Mio. t gerechnet wird, 26% über dem Vorjahr. Die Produktion von Gerste hat in den letzten Jahren ständig zugenommen (ab unter 2 Mio. t 2009/10), weil die Landwirte dies als Alternative zum Weizen betrachten, dessen Preise von der Regierung künstlich gedrückt werden, so dass dieses Jahr mit knapp über 10 Mio. t gerechnet wird (statt der 20 Mio. t, die es sein sollten). Gerste kann hingegen frei exportiert werden.Von der Gerste entfällt nur etwa 20% auf Biergerste; der Rest ist für Tierfutter bestimmt.

			***

			Der Construya-Index, der auf der Grundlage der Lieferungen der wichtigsten Erzeuger von Baumaterialien, berechnet wird, lag im Oktober um 1,5% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die ersten 10 Monate 2012 lagen um 1,7% unter dem Vorjahr. 

			***

			Die Dollardepositen bei lokalen Banken sind in 12 Monaten zur ersten Novemberwoche, ein Jahr nachdem die Dollarkäufe für Sparzwecke nicht mehr zugelassen wurde, um 46% von u$s 14,49 Mrd. auf nur u$s 7,86 Mrd. gefallen. Die Dollarkredite der Banken an Exporteure sind in diesem Periode um 41,5% von u$s 9,87 Mrd. auf u$s 5,77 Mrd. zurück gegangen.

			***

			YPF hat Ende der Vorwoche Bonds für $ 750 Mio. über die Bank BST (“Banco de Servicios y Transacciones”) untergebracht. Der grösste Teil wurde von Versicherungsgesellschaften gezeichnet, die vor drei Wochen von der Regierung gezwungen wurden, einen Teil ihrer Reserven in produktiven Bereichen und Infrastruktur anzulegen, wobei Kredite an YPF auf alle Fälle zugelassen sind. Der Zinssatz lag bei Badlar-Satz (15%) plus 425 Basispunkte, was insgesamt an die 20% ausmacht.

			***

			Der Fischkonsum liegt dieses Jahr bei 7,6 kg pro Kopf, 13,5% unter den 8,8 kg des Jahres 2011, hat die Consulting-Firma IES (Investigaciones Económicas Sectoriales) berechnet. Vor zwei Jahrezehnten lag der Konsum bei 4 kg. Dennoch ist er jetzt noch weit entfernt von den 20 kg, die in den USA, Kanada, Australien und Spanien konsumiert werden. Obwohl der Fischpreis (bei Seehecht, auf spanisch “merluza”) nicht stark von dem vom Rindfleisch anweicht, setzt sich der Fischkonsum nicht durch. Allerdings wird bei der offiziellen Statistik der Konsum der privaten Fischer nicht berücksichtigt, die vornehmlich am Paraná, aber auch in anderen Flüssen und den Seen, regelmässig fischen und sich damit auch zum Teil ernähren. 

			***

			Laut einer Studie vom regierungsnahen FLACSO-Universitätsinstitut hat in Argentinien in den letzten Jahren die Wirtschaftskonzentration gegenüber den 90er Jahren zugenommen. Gemessen am Produktionsbruttowert, liegen aktuell 28% der Produktion in Händen der Unternehmer eliten. Im Zeitraum 1993-2001 lag dieser Wert bei 20,4%. Betrachtet man nur die Industrie, so ist die Konzentration von 33,1% auf 40,9% gewachsen. Der von Flacso verwendete Indikator wird auf der Grundlage des Anteils der 200 grössten nationalen Unternehmen am gesamten Produktionswert berechnet. 

			***

			Um 3,97% innerjährlich auf 160.306 Einheiten ist im Oktober der Verkauf von gebrauchten Kfz gestiegen. Im September waren es noch 157.189, und im Oktober letzten Jahres 157.064 Einheiten gewesen, berichtet der Verband CCA (Cárma de Comercio Automotor). In den ersten zehn Monaten wechselten 1.483.297 Autos, Kleinlaster und Lastwagen den Besitzer. 

			***

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat eine Soforthilfe für die Überschwemmungsopfer in Höhe von $ 60 Mio. gebilligt. Diese Gelder werden zusätzlich zu den bereits angekündigten Hilfen zur Verfügung gestellt. Das Infrastrukturministerium arbeitet schon an verschiedenen Fronten, um künftige Überschwemmungen Einhalt zu gebieten.

			***

			Der Verteidiger des “dritten Alters”, Eugenio Semino, (der sich grundsätzlich um die Rentner kümmert,) hat von ANSeS-Direktor Diego Bossio zum zweiten Mal gefordert, dass er erklärt, wie er zur Erhöhung der Bezüge von Pensionären und Hinterbliebenenrentnern u.a. Rentner von 11,42% ab 1. September gelangt sei. Wenn er keine Anwort erhält, wird er Klage vor Gericht einreichen. Es handelt sich darum, dass das Gesetz bestimmt, dass bei dieser Erhöhung der Index des INDEC oder des Arbeitsministeriums (genannt RIPTE) genommen werden muss, je nachdem welcher höher liegt. Die ANSeS hat den Indec-Index genommen, der eine geringere Zunahme aufweist; doch bei Verwendung des RIPTE-Indices ergibt sich eine Rentenerhöhung von 14,4%. Bei 5,7 Mio. Pensionären und Beziehern von Hinterbliebenrenten, plus 1,3 Mio. anderen Rentnern (die keine oder nur einen Teil der Beiträge gezahlt haben), also insgesamt 7 Mio. Rentnern, würden diese zusätzlichen 3 Punkte $ 6 Mrd. jährlich bedeuten. Die Mindestpension würde dabei ab 1. September von $ 1.879 auf $ 1.930 steigen.

			***

			Das Arbeitsministerium hat eine Erklärung für die Differenz gegeben, die sich aus der Zahl von 5 Mio. neuen Arbeitsplätzen ergibt, die laut CK unter den Kirchner-Regierungen geschaffen worden seien, und der offiziellen Statistik des Ministeriums, gemäss der die Zunahme nur 2,7 Mio. Menschen beträgt. Das Arbeitsministerium addiert jetzt 900.000 Arbeitsplätze, die im 1. und 2. Quartal 2003 geschaffen wurden, wobei jedoch 5 dieser 6 Monate auf die Regierung von Duhalde entfallen. Ausserdem weist die neue offizielle Information darauf hin, dass 600.000 Menschen zwei Beschäftigungen hätten. Indessen ist die zweite meistens nur eine Halbzeitbeschäftigung, da kaum jemand 16 Stunden am Tag arbeiten kann. Die Information des Arbeitsministeriums legt somit die Lüge bloss.

			***

			Die EU-Komission hat eine Untersuchung wegen Dumping bei den argentnischen Lieferungen von Biodieselöl eingeleitet, die angeblich subventioniert werden. In der Tat besteht eine verkappte Subvention, die darin besteht, dass der interne Preis für Sojabohne, mit der das Öl hergestellt wird, durch den Exportzoll von 35% gedrückt wird, während das Biodieselöl einen geringeren Exportzoll zahlt. Allerdings könnte Argentinien dann auch die EU verklagen, weil sie bei Rohstoffen (Sojabohne, Häute u.a.) einen viel niedrigeren Zollsatz hat als bei verarbeiteten Produkten (Sojaöl, Leder u.a.), was eine verkappte Subvention für die EU-Industrie darstellt. Bisher hat die argentinische Regierung diesen Fall jedoch nicht vorgebracht.

			***

			Der spanische Aussenminister José Manuel García Margallo bezog sich auf die Enteignung der Repsol-Aktien von YPF, und erklärte, die spanische Regierung stelle das Recht Argentiniens nicht in Frage, einen strategischen Bereich der Wirtschaft zu “nationalisieren”, auch wenn man dies als Fehler betrachte. Aber dies müsse innerhalb des gesetzlich vorgesehenen Verfahrens und bei Zahlung eines gerechten Preises erfolgen. Bisher hat die argentinische Regierung gar nichts gezahlt. Nachdem sechs Monate ab Enteignung verstrichen sind, hat Repsol jetzt die Möglichkeit, Klage beim Weltbankschiedsgericht ICSID einzureichen. Im Dezember soll ausserdem das Urteil des Investitionskomitees der OECD bekanntgegeben werden. Repsol hat schon mitgeteilt, dass es den Kapitalanteil von 25%, den die Familie Eskenazi hielt, übernommen habe, da die Eskenazis den Kredit nicht gezahlt haben, mit dem der Kauf finanziert wurde. Schuldner ist jetzt Repsol, das jetzt insgesamt 31,38% des YPF-Kapitals hält und somit auch Direktoren stellt. 

			***

			Seit dem jüngsten Urteil des New Yorker Richters Thomas Griesa, sind die Kosten für die Versicherung gegen Zahlungsausfall bei Argentinien-Geschäften (CDS, “credit default swap”) auf ein Jahr von 650 auf 3.400 Basispunkte (gleich 34%!) gestiegen.

			***

			Die Provinz Córdoba beabsichtigt, Schuldverschreibungen in Höhe von u$s 50 Mio. für den Bau einer Autobahn zwischen den Städten San Francisco und Rio Cuarto auszugeben. Der Betrag kann zu einem späteren Zeitpunkt auf u$s 94,5 Mio. wachsen. Die Papiere haben eine Laufzeit von 360 Tagen und eine feste Verzinsung. Die Zinsen sollen in Pesos ausgezahlt werden.

			***

			Das brasilianische Erdölunternehmen Petrobras entdeckte ein bedeutendes Gas und Erdölvorkommen ca. 140 Kilometer nordöstlich von Rio Gallegos, der Provinzhauptstadt von Santa Cruz. Es handelt sich um die zweite Entdeckung um das Gebiet von Puesto Peter. 

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner wiederholte am Montag, dass es nicht zu einem neuen Schuldenumtausch kommen wird. Gleichzeitig sagte die Staatschefin, dass man behutsam mit den Devisen umgehen muss. Cristina Kirchner erinnerte daran, dass die Aktionäre des Geierfonds NML Elliot 2005 und 2010 die Möglichkeit erhielten, das Regierungsangebot zu akzeptieren, so wie es 93% der Gläubiger getan haben, die im Besitz von argentinischen Staatstiteln waren. NML Elliot verfügte vor sechs Wochen die Beschlagnahmung der Fregatte “Libertad” im ghanaischem Hafen von Tema. Dieser Fonds habe 1994 (laut CK) Schuldverschreibungen für 5% des Nennwertes gekauft, und weigerte sich, die Restrukturierungsvorschläge der Regierung zu akzeptieren, sagte Cristina, und fügte hinzu: “Darum achten wir auf unsere Devisen, um die Importe, den Tourismus, unsere Schulden privaten und anderen gegenüber zu bezahlen”.

			***

			Die Geflügelproduktion erreicht in diesem Jahr ca. 2,1 Mio. t, 23% über dem Vorjahr. Während 2001 noch 24 Kilo Geflügelfleisch pro Kopf verbraucht wurden, wird für das Jahr 2017 mit 44 Kilogramm grerechnet. Nach einigen Hochrechnungen könnte dieses Ziel bereits 2014 erreicht werden. Dies sagte der Vorsitzende der Geflügelwirtschaftskammer, Roberto Domenech. Die Exporte sind auch deutlich gewachsen: sie erreichen bis Jahresende 400.000 t, 14% mehr als noch vor einem Jahr. Argentinien hat Brasilien aus dem venezolanischen Markt verdrängt. Die angepeilten Ausfuhren für diesen Markt liegen bei 160.000 t.

			***

			Fast die Hälfte der argentinischen Bevölkerung gehört nach Ansicht der Weltbank zum Mittelstand. Waren es im Jahre 2003 9,3 Mio. Menschen (25,6%), so erreichte die Zahl im Jahr 2009 18,6 Mio. (46,5%). Dieser soziale Aufstieg eine Konsequenz der deutlichen Besserung der verfügbaren Einkommen, als Folge des Wachstums des BIP. Neben Brasilien sei Argentinien das Land mit den grössten Fortschritten auf diesem Gebiet, schreibt die Weltbank. Lateinamerikaweit sei die Mittelschicht von 100 Mio. auf 150 Mio. Menschen gewachsen, konstatiert die Institution. Argentinien sei auf regionalem Niveau das Land mit dem grössten Anteil an Einwohner, die dem Mittelstand angehören. Die Studie wurde in Washington am Dienstag vom Weltbank-Vorsitzenden Jim Yong Kim, sowie vom Abteilungsleiter Lateinamerika Augusto de la Torre vorgestellt. 

			***

			Die ZB hat bei der Wechselausschreibung vom Dienstag $ 1,91 Mrd. zugeteilt, wobei Wechsel für $ 2,52 Mrd verfielen. Somit fand eine monetäre Expansion von $ 600 Mio. statt. Die Zinsen lagen bei 13,75%, 14,22% , 14,58%, und 14,83% für Laufzeiten von 133, 203, 280 und 336 Tagen. Für längere Laufzeiten von 490 Tagen lagen die Zinsen bei 15,61%, und für 700 Tagen bei 16,82%.

			***

			In den ersten 10 Monaten 2012 stieg die Anzahl der Flughäfenpassagiere für Inlandsflüge innerjährlich um 16,1%. Bei den internationalen Flügen wurde dagen ein Anstieg von 3,6% verzeichnet. Im Oktober wurden durch Ezeiza für Auslandsflüge 723.317 Fluggäste gezählt (+ 8,7%). Der Stadtflughafen Aeroparque zählte für Inlandsflüge 788.705 Passagiere (+9,7%).

			***

			In Argentinien steigen die öffentlichen Ausgaben rasant. Nach Angaben von Daniel Artana, Chefvolkswirt von FIEL, liegt der Anteil der gesamten Staatsausgaben (in seinen drei Stufen: Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) aktuell bei 43,5% des BIP. Der Staat hat die Zahl der Angestellten in den letzten 9 Jahren um 46% auf 3,3 Mio. Menschen erhöht. Das sind 21% der arbeitenden Gesamtbevölkerung.

			***

			Den Stromverteilungsgesellschaften Edesur und Edenor wurden von der Regierung Bussen von jeweils $ 129 Mio. und $ 29 Mio. auferlegt, als Strafe für den Stromausfall vom Mittwoch vergangener Woche. Ausserdem erhalten Kunden, deren Unterbrechungen über 48 Stunden lag, eine Gutschrift über $ 450. Bei Unterbrechungen zwischen 24 und 48 Stunden liegt der Betrag bei $ 350, und bei Unterbrechungen zwischen 12 und 24 Stunden sind es $ 180. Ob die Justiz diese Bussen bestätigt, ist jedoch nicht sicher, da es sich um einen Unfall gehandelt hat, der nicht auf Verschuldung der Unternehmen zurückzuführen ist. Ausserdem ist die ungenügende Instandhaltung, die das Problem verschärft hat, auf die zu geringen Marge zurückzuführen, die die Regierung den Unternehmen gesteht. Die Regierung hat hier erneut ihre unternehmerfeindliche Haltung gezeigt. 

			***

			15 Jahren nach ihrer Privatisierung erhalten ca. 1400 Mitarbeiter der Banco Hipotecario, von denen 400 noch in der Bank beschäftigt sind, die ihnen versprochene Gewinnbeteiligung in Form von Aktien der Klasse B. Jede Aktie hat einen Wert von $ 0,665.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC) weist für Oktober eine Zunahme von 0,8% aus, womit die Erhöhung in 12 Monaten 10,2% beträgt. Hingegen weist der Index, den die Oppositionsfraktionen des Kongresses auf der Grundlage eines Durchschnitts verschiedener privater Erhebungen ermitteln, im Oktober eine Zunahme von 1,82% aus, und in 12 Monaten eine von 24,62%. Das INDEC hat ausserdem bekanntgegeben, dass der Index der Grossistenpreise im Oktober um 0,9% und in 12 Monaten um 12,9% gestiegen ist, und der der Baukosten im Monat um 0,4% und in 12 Monaten um 25,3%. Bei diesem letzten Index spielen den Lohnkosten und –erhöhungen eine grosse Rolle und werden sofort auf den Kostenindex abgewälzt, während beim Index der Konsumentenpreise die Lohnerhöhungen, die allgemein in den letzten 12 Monaten bei 25% liegen, laut INDEC angeblich keine Wirkung auf die Preise haben, so dass eine phänomenale Reallohnerhöhung stattgefunden hat. Die Gewerkschafter behaupten jedoch das Gegenteil. 

			***

			In den vier Monaten von Juli bis Oktober haben die Banken schon Kredite für sogenannten “produktive Investitionen” in Höhe von $ 7,16 Mrd. zugeteilt, was 48% des Betrages von $ 14,9 Mrd. ausmacht, der sich aus der ZB-Bestimmung ergibt, dass die Banken 5% ihren privaten Depositen für diesen Zweck bestimmen müssen. 64% dieser Kredite wurden von Privatbanken und 36% von staatlichen Banken (hauptsächlich Banco Nación und BAPRO) erteilt. Von den Krediten wurden 30% für die Industrie bestimmt, 23% für den Handel und 16,4% für Landwirtschaft und Bergbau. Die ZB betrachtet die Entwicklung der Kreditvergabe im Rahmen dieses Programms als Erfolg; doch bei so günstigen Bedingungen (15% Zinsen und Laufzeit bis zu 5 Jahren, ohne Wertberichtigung) hätten diese Kredite in höchstens einem Monat vollständig erschöpft worden sein. Die Banken haben jedoch ein schwerfälliges burokratisches Verfahren, bei dem sie auch allerlei ZB-Bestimmungen einhalten müssen, was kleinen und mittleren Unternehmen den Zugang zu Bankkrediten erschwert. Dieses Thema steht jedoch nicht zur Diskussion. 

			***

			Industrieministerin Debora Giorgi erklärte bei der Einweihung der Kfz-Messe “Automechanika” (die auf dem Gelände der “Sociedad Rural Argentina” in Palermo stattfindet), dass dieses Jahr an die 770.000 Automobile, Kleinlaster und Lastwagen im Land hergestellt werden, wobei dieses Jahr in dieser Branche (einschliesslich Zulieferanten) Investitionen von fast $ 10 Mrd. angekündigt worden seien. Die Ministerin hat sich besonders darum bemüht, dass die Fahrzeugfabriken mehr Zubehörteile von lokalen Lieferanten beziehen, um dem Import (vornehmlich aus Brasilien) zu verringern.

			***

			British Gas gab seine Investition auf dem Bereich der Gasverteilung in Argentinien am Mittwoch auf. BG war eine der letzten noch aktiven Überlebenden aus der Privatisierungswelle der neunziger Jahre. BG verkaufte ihre gesamte Beteiligung an Metrogas, die als Erdgasvertriebsunternehmen über 2,2 Mio. Kunden in der Bundeshauptstadt und Umgebung bedient. Der neue Käufer ist Integra Gas Distribution LLC. An dieser Firma, die bis Mittwoch völlig unbekannt war, sind unter anderem auch die Medienunternehmer Daniel Vila und Jose Luis Manzano (ehemaliger Deputierter und Innenminister unter Menem) beteiligt. Investmentfonds aus den USA, Chile und Grossbritannien sind die Mehrheitsaktionäre von Integra Gas Distribution. Gas Argentino (Gasa) kontrollierte Metrogas mit einer Beteiligung von 70%. Wenn alle Einzelheiten um das Geschäft geklärt sind, übernimmt Integra 55% von GASA. Ausserdem übernimmt Integra 6,7% jener Aktien von Metrogas, die British Gas an der Börse gekauft hatte. Bis das Geschäft vollständig über die Bühne geht, bedarf es noch einiger Genehmigungen. Zunächst muss YPF binnen 30 Tagen zustimmen, über ihre Tochtergesellschaft YPF Energética, die 45% von GASA hält. YPF hat das Vorrecht, den Anteil von BG zu gleichen Bedingungen wie Integra zu erwerben. Der zweite Schritt ist die Genehmigung durch die Erdgasregulierungsbehörde ENARGAS.

			***

			Die Regierung kündigte die Schaffung eines interministeriellen Zentralregisters für staatliche Subventionen an. Das Dekret 2172 (Amtsblatt vom 14.11.12) bezieht sich auf die Schaffung einer Datenbank im Staatssekretariat für die wirtschaftliche Koordination und Wettbewerbsfähigkeit, das vom Wirtschaftsministeriums abhängt und Axel Kiciloff untersteht. Die Datenbank soll als Werkzeug dazu genutzt werden, um die Subventionen besser zu steuern. Daher sollen im Register die Subventionen für Energie, Personentransport, andere öffentliche Dienste u.a. aufgeführt werden, aber auch die subventionierten Kredite, die von der Banco Nacion vergeben werden, und die Subventionen des Arbeitsministeriums. Die Behörden der einzelnen Ämter sind formell zwar nicht an die Vorgaben von Kiciloff gebunden, noch verlieren sie ihre Unabhängigkeit, aber es ist klar, dass die Absicht besteht, Subventionen zu kürzen, weil die Staatskasse sich im Defizitzustand befindet. CK hatte vor einigen Monaten schon eine Abschaffung bestimmter Subventionen, u.a. für Strom, angekündigt, danach jedoch einen Rückzieher gemacht. Es wird angenommen, dass das Thema jetzt eingehend untersucht werden soll, um die verschiedenen Kürzungsmöglichkeiten zu ermitteln und effektiv in diesem Sinn vorzugehen. 

			***

			Der Unternehmer Eduardo Eurnekian ist kurz davor, eine eigene Bank zu besitzen. Eurnekian und sein Vertrauensmann Guillermo Francos (ehemaliger Deputierter der Partei von Cavallo und danach auch Präsident der Bank der Provinz Bue-nos Aires) unterschrieben eine gemeinsame Absichtserklärung, wonach Banco Interfinanzas zu 100% in ihrem Besitz übergehen soll. Banco Interfinanzas ist der Nachfolger der österreichischen B.I. Creditanstalt. 

			***

			Die Flughafensteuern für die Abreise werden erhöht. Ab Anfang Dezember zahlt ein Fluggast u$s 37,32 (bislang u$s 33,15) für internationale Flüge aus Ezeiza, u$s 16,48 statt bislang u$s 14,64 für regionale Flüge, und $ 19,07 statt $ 16,68 für Inlandsflüge.

			***

			Die Versicherungsgesellschaften für Deckung von Arbeitsrisiken (ART) müssen drei bislang nicht vorgesehene Krankheiten abdecken: Hernien, Krampfadern sowie Lumbago. Wie das Arbeitsministerium weiter mitteilte, müssen die Versicherungsunternehmen die Behandlungskosten tragen, sollte festgestellt werden, dass die Krankeiten durch die Ausübung der Arbeit entstanden ist.

			***

			Die argentinische Regierung hofft, den seit 8 Jahren bestehenden Konflikt mit den USA wegen des Einfuhrverbotes von argentinischen Zitronen in absehbarer Zeit lösen zu können. Bei den Verhandlungen vor der Welthandelsorganisation hätten die USA guten Willen gezeigt, um den Streit beizulegen. Das Staatssekretariat für internationale Wirtschaftsbeziehungen des auswärtigen Amtes hatte die USA beschuldigt, keine wissenschaftlichen Beweise für die Behauptung vorgelegt zu haben, dass die Zitronen von der CVC Krankheit infektiert seien. Sollte der Streit beigelegt werden, könnte Argentinien in einer ersten Phase zwischen 15.000 und 20.000 Jato Zitronen exportieren. Argentinien ist ein bedeutender Zitronenproduzent, wobei Tucumán eine der weltweit besten Gegenden für diesen Zweck ist, mit qualitativ besonders hochwertigen Zitronen (mit dünner Schale), und die schon hohe Produktion noch stark erweitern könnte. Die Lösung des Konfliktes erfordert allerdings eine freundliche Einstellung Argentiniens gegenüber den USA, denn schliesslich handelt es sich nur um guten Willen.

			***

			Anlässlich des internationalen Seminars über Gold und Silber erklärte der Bergbausekretär Jorge Mayoral, Argentinien werde die gegenwärtige Goldproduktion etwa 60 Jato in den nächsten 7 Jahren auf 120 Jato verdoppeln. Mehrere Bergbauprojekte, die hauptsächlich oder beiläufig auch für die Goldproduktion bestimmt sind, befinden sich in Gang, und es werden weitere erwartet. In der Tat ist der Gewinn beim gegenwärtigen Goldpreis anormal hoch, auch wenn man berücksichtigt, dass die Provinz, in der das Gold erzeugt wird, 3% auf den Bruttowert (internationaler Preis minus Kosten für die Verarbeitung, den Export und den Transport, plus Exportzöllen) und der Nationalstaat 35% auf den Gewinn erhalten. Argentinien befindet sich laut Mayoral unter den 12 grössten Goldproduzenten der Welt. 

			***

			In den ersten 9 Monaten 2012 wurden u$s 5,2 Mrd. der ZB-Reserven für Zahlung von Staatsschulden in Dollar eingesetzt. Ab 2006, als die Schuld gegenüber dem IWF (von fast u$s 10 Mrd.) vorzeitig gezahlt wurde, wurden schon Staatsschulden in Höhe von u$s 30,6 Mrd. mit ZB-Reserven gezahlt. Dies bezeichnet die Regierung als “Entschuldung”, obwohl die Schulden mit Krediten der ZB, der ANSeS und der Banco Nación an das Schatzamt ausgeglichen wurden. 

			***

			In 9 Monaten 2012 wurden für Importe von Gas, Dieselöl, Benzin, Heizöl und Strom u$s 8,43 Mrd. aufgewendet, 45% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Für Zinsen wurden u$s 3,18 Mrd. gezahlt, 20% mehr als im Vorjahr. Die Bilanz der unsichtbaren Zahlungen (vornehmlich Tourismus in beiden Richtungen) hatte ein negatives Saldo von u$s 2,67 Mrd., 242% mehr als im Vorjahr. Die Nettozahlungen an internationale Finanzanstalten (Weltbank, BID und Andenkörperschaft betrugen u$s 2,15 Mrd. Um diesen Betrag übertrafen die Amortisationen der bestehenden Kredite die neuen Kreditauszahlungen. Somit reichte der Handelsbilanzüberschuss von u$s 12,75 Mrd. nicht, um diese Zahlungen zu decken, so dass die Reserven zum 30. September 2012 gegenüber dem 31. Dezember 2011 um u$s 1,76 Mrd. abnahmen.

			***

			Der argentinische Verband der Kfz-Fabrikanten Adefa hat sich mit dem entsprechenden mexikanischen Verband Amia (Asociación mexicana de la industria automotriz) geeinigt, um den bilateralen Handel mit Automobilen, Kleinlastern und Lastwagen (ohne Zölle) wieder aufzunehmen. Dabei sollen Kontingente eingeführt werden, die in beiden Ländern sowohl für den Export wie für den Import gelten. Der Handel soll prinzipiell ausgeglichen sein. Es fehlen allerdings noch Einzelheiten, wie der importierte Inhalt der Kfz und der Handel mit Zubehörteilen. Auf alle Fälle müsste das Abkommen auf Regierungsebene untersucht und unterzeichnet werden. Das Grundproblem besteht jedoch im Wechselkurs des Peso, der dazu führt, dass die Dollarpreise argentinischer Kfz zu hoch sind.

			***

			Die Investitionen brasilianischer Unternehmen in Argentinien lagen in 9 Monaten 2012 mit u$s 336 Mio. um 61,2% unter dem Vorjahr und machten nur 3,75% der gesamten Auslandsinvestitionen dieser Firmen aus, berichtet die brasilianische ZB.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Kuba macht das Programm der Förderung der landwirtschaftlichen Produktion durch Zuteilung von brachliegendem Agrarland an Personen, die sich für die Landwirtschaft interessieren, geringe Forschritte. Das Land importiert nach wie vor Lebensmittel für u$s 1,5 Mrd., mit denen 80% des Bedarfs gedeckt wird. Ab 2008 wurden 1,52 Mio. ha zugeteilt, und es verbleiben noch fast eine Million. Dieses Land stammt aus der Beschlagnahme des privaten Landbesitzes durch Fidel Castro, wurde jedoch danach vom Staat nicht weiter produktiv eingesetzt, obwohl es für den Anbau zahlreicher Arten (Mais, Sojabohne, Bohnen, Bananen u.a.) und für Schweinezucht sehr geeignet ist. Das Problem, das sich jetzt stellt, besteht einmal darin, dass die neue Landwirte keine Erfahrung und auch kein Kapital haben, und dass es keinen freien Markt für ihre Produkte gibt, wobei ihnen der Staat einen sehr niedrigen Preis zahlt. 

			***

			Das brasilianische Energieunternehmen OGX kündigte Investitionen über u$s 1,2 Mrd. für das kommende Jahr an, davon 80% für die Entwicklung der Ölfelder Tubarao Martelo und Tubarao Azul auf hoher See. Die restlichen 20% gehen an der Förderung. Das Unternehmen wird vom Millardär Eike Batista kontrolliert.

			***

			Bank of New York Mellon darf in Brasilien als Geschäftsbank operieren. Als Investmentbank verwaltete das Haus schon u$s 11 Mrd. an Aktiva in diesem Land.

			***

			Wie die stellvertretende peruanische Wirtschaftsministerin Laura Calderón ankündigte, erwartet ihr Land bis 2014 Investitionen in Höhe von u$s 50 Mrd. Die Hälfte der Gelder fliesst in den Bergbau.

			***

			Um 29% innerjährlich ist in Chile im Oktober der Verkauf von neuen Autos auf 34.175 Einheiten gestiegen, berichtet der zuständige Verband ANAC. 

			***

			Uruguay kann sich zu historisch tiefen Zinsen refinanzieren. Das Nachbarland hat Staatsbonds über u$s 500 Mio. mit einer Laufzeit von 33 Jahren zu einer Zinsrate von 4,13% erfolgreich platziert. 

			***

			Viracopos, 90 Kilometer von Sao Paulo entfernt, ist der erste brasilianische Flughafen der komplett in privaten Händen übergegangen ist. Verwalter des wichtigen Frachtairports ist Aeroportos Brasil, in den Händen der französischen Gruppe Egis Airport Operation (Egisavia). Bis zum Beginn der Fussballweltmeisterschaft 2014 soll der Flughafen in der Lage sein, bis 14 Mio. Passagiere aufzunehmen.

			***

			Ein Drittel der paraguayischen Agrarflächen ist in Händen von Ausländern. Wie aus einem Dokument des “Centro Paraguayo de Estudios Socilológicos” hervorgeht, wurden allein in den Jahren 2008 bis 2010 1,8 Mio. Hektar an französische, deutsche, brasilianische, portugiesische, japanische und spanische Unternehmen verkauft.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Econovo

			Dieses Unternehmen, spezialisiert auf städtische Reinigung und Lösungen für Umweltprobleme, hat mit einer Investition von $ 23 Mio. eine neue Fabrik in Oncativo, Provinz Córdoba, eingeweiht, in Anwesenheit der Vizegouverneurin Alicia Pregno, in der Maschinen zur Kompaktierung von Müll, Strassenreinigungsmaschinen und Anlagen, um Müll zu übernehmen und weiter zu leiten, erzeugt werden. Der Betrieb hat 700 qm Büros, 600 qm Lagerhäuser, 120 qm für Ingenieurarbeiten und 1.800 qm für die eigentliche Fabrik. Oscar Scorza, Vorstandsvorsitzender, erinnerte daran, dass das Unternehmen 10 Jahre alt und führend auf seinem Gebiet in ganz Lateinamerika sei. 

			Nestlé

			Diese Firma wird bei Purina, ihren Produkten für Haustiere, eine neue Fabrikationslinie für $ 80 Mio. und zwei Verpackungsanlagen in ihrer Fabrik in Santo Tomé, Provinz Santa Fe, errichten. Dadurch soll die Gesamtkapazität von Purina-Produkten verdoppelt und der Export um 40% erhöht werden. Der lokale Nestle-Präsident, Felix Allemann, erinnerte daran, dass in dieser Fabrik ab 2010 $ 150 Mio. investiert worden seien, und dabei 250 neue Arbeitsplätze geschaffen wurden.

			Randon

			Dieses multinationale Unternehmen, mit Hauptsitz in Brasilien, hat u$s 11 Mio. in ihre Fabrik in General Alvear, Provinz Santa Fé, investiert, die zum Teil mit einem Kredit von $ 2,5 Mio. der Banco Nación im Rahmen des “Bicentenario-Planes” finanziert werden. Präsidentin Cristina Kirchner besuchte die Fabrik, in der Lastwagenanhänger (“remolques” und “semiremolques”) erzeugt werden. In den letzten 2 Jahren wurde die Kapazität um 60% und die Belegschaft um 30% erhöht. Die neue Investition bezieht sich einmal auf Maschinen für das Zurechtschneiden von Blechen (was vorher auswärts vergeben wurde) und dann auf neue Produktlinien, wie den Anhänger Sider, den Container Porta und Silos. Noch in diesem Jahr soll erreicht werden, dass 80% der Produkte mit lokal erzeugten Teilen hergestellt werden.  

			Alpargatas

			Dieses Textilunternehmen verkaufte ihre Marke Pampero an die Firma “Cosas Nuestras”, von der Gruppe Cardón. Wie das Unternehmen mitteilte, wurde damit ein weiterer Schritt im Desinvestitionsprozess im Geschäft der Arbeitsbekleidung vollzogen, der von der Regierung anlässlich Übernahme durch die brasilianische Camargo Correa verordnet wurde.

			Renault

			Der französische Autobauer begann diese Woche im Werk von Santa Isabel, Provinz Córdoba, mit der Produktion des neuen Modells “Clio Mio”. Ab kommenden Monat soll das neue Fahrzeug landesweit bei den Agenturen zum Verkauf stehen. In Brasilien wird es schon bereits im November unter dem Namen “Novo Clio” zu erwerben sein.

			Laminados Industriales

			Präsidentin Cristina Kirchner nahm in Villa Constitucion, in der Provinz Santa Fe, an der Eröffnung des ersten Investitionsplanes der Firma Laminados Industriales teil. Laminados Industriales gehört der Gruppe Beltrame an. Das Projekt sieht Ausgaben in Höhe von insgesamt $ 1,1 Mrd. vor. Davon wurden $ 250 Mio. für die Inbetriebnahme eines Produktionswerkes von Blechen für die Schiffsindustrie u.a. bereits ausgegeben.

			Parana Metal

			Dieses Unternehmen hat das vor zwei Jahren geschlossene Stahlwerk wiedereröffnet. Parana Metal gehört der Gruppe von Cristobal Lopez an, und ist im Giessereiwesen von Teilen und Autoteilen spezialisiert. Die neuen Besitzer investierten für die Wiedereröffnung $ 30 Mio.

			Narvaez Superbid

			Das argentinische Auktionshaus Narvaez fusioniert mit dem brasilianischem Superbid, das sich auf online Auktionen spezialisiert. Mit der Zusammenführung entsteht jetzt ein neues Unternehmen unter dem Namen Narvaez Superbid. Die Spezialgebiete liegen auf Industrieausrüstungen, Schrott, schweren Maschinen, leichten und schweren Fahrzeugen. 

			Mercedes Benz

			Die lokale Filiale des deutschen Autobauers exportiert jährlich nach Russland Teile von nationalen Herstellern für die Kfz-Industrie für über $ 70 Mio. Die Zubehörteile werden in Russland für den Bau der ersten Version des Modells “Sprinter” verwendet. Die gesamte Produktionslinie dieses Fahrzeugs wurde nach Russland verlegt, nachdem in Argentinien schon die Nachfolgereihe gebaut wird.

			BQB Lineas Aéreas

			Diese uruguayische Fluglinie, die zum Buquebus-Konzern gehört, fliegt jetzt zwei Mal täglich ab 1. Dezember zwischen Montevideo und Buenos Aires. Die Fluggesellschaft operiert bereits die Strecke Montevideo-Asunción mit Zwischenlandung in Salto (Uruguay). Ausserdem soll in Kürze eine neue Frequenz zwischen Florianopolis (Brasilien) und Montevideo sowie Punta del Este starten. Weitere Verbindungen zwischen Uruguay und Brasilien sind in der Planung.

			Sofitel

			Diese französische Kette der Luxushotellerie eröffnet im kommenden Monat das Traditionshaus Hotel Casino Carrasco in Montevideo, welches 15 Jahre geschlossen blieb. Für die Renovierungsarbeiten wurden u$s 75 Mio. investiert. Während Sofitel für das Hotelleriegeschäft zuständig sein wird, zeichnen für den Spielbetrieb das spanische  Codere und das argentinische Unternehmen AGG von Martin Blaquier zuständig. Letzteres besitzt die Bingos in Florencio Varela und Avellaneda.

			Iplan

			Dieser Vernetzungsanbieter eröffnete nach Investitionen in Höhe von u$s 20 Mio. ihr fünftes Datenzentrum, genannt Ringo. Dadurch sei Iplan in die Lage versetzt worden, mit grösseren Mitbewerbern zu konkurrieren.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die Stromverteilung in der Bundeshauptstadt und Umgebung

			Am Mittwochnachmittag der Vorwoche wurde kurz nach sechs Uhr die Stromversorgung für 850.000 Kunden, die etwa 3,5 Mio. Menschen entsprechen, die von den Verteilungsunternehmen Edesur und Edenor in der Bundeshauptstadt und Umgebung bedient werden, unterbrochen. Ausserdem wurden die U-Bahnlinien stillgelegt, mit Ausnahme der A-Linie (die Rivadavia entlang fährt), die mit 110 Jahren die älteste ist, und immer noch die gleichen Waggons verwendet. Es ist merkwürdig, dass ausgerechnet diese Linie vom Stromausfall nicht betroffen wurde. Auch die Mitre-Eisenbahn musste den Dienst unterbrechen. Ausserdem wurden die Verkehrsampeln in der Stadt abgeschaltet, so dass ein wahres Chaos beim Automobilverkehr auftrat, ausgerechnet in der Spitzenzeit, wenn eine Unmenge von Automobilisten vom Stadtzentrum aus nach Hause fahren. Man erinnert sich nicht an eine so ausgedehnte und umfassende Stromsperre. Bisher waren die Unterbrechungen der Stromversorgung auf bestimmte Gebiete der Stadt und/oder der Vororte beschränkt.

			Das Problem wurde zum Glück in wenigen Stunden überwunden, doch nicht ganz. Denn in mehreren Bezirken der Stadt gab es mehrere Tage danach noch keinen Strom. Weder die Unternehmen, die für den Dienst verantwortlich sind, noch die Regierung, gaben eine vernünftige Erklärung. Auch eine Woche später wurde nichts erklärt, sondern nur darauf hingewiesen, dass die Reparaturen bei den verbleibenden Gebieten ohne Strom durchgeführt werden.

			Planungsminister Julio de Vido wies in einer kurzen Fernsehansprache darauf hin, dass keine Schäden bei den Anlagen festgestellt worden seien, so dass Sabotage ausgeschlossen werde. Er meinte, jemand habe eben einfach abgeschaltet. Das klingt jedoch leicht absurd. Wenn das Netz so weitgehend abgeschaltet wurde, obwohl die Stromversorgung durch die Kraftwerke und Ferntransportleitungen gesamthaft den Verbrauch auch in Spitzenzeiten deckte, muss es einen besonderen Grund und eine Entscheidung auf höchter Unternehmensebene geben. De Vido sagte, er habe eine gerichtliche Untersuchung angeordnet. Indessen untersteht ihm das Energiesekretariat, mit Daniel Cameron als Staatssekretär (seit über 9 Jahren!), der genau wissen sollte, was geschehen ist. De Vido sollte jedoch das Problem nicht einfach auf die Richter übertragen, ohne ihnen eine technische Untersuchung zu übermitteln, aus der sich ergibt, dass bei der Unternehmensführung eine strafbare Handlung vorliegt. Wenn es ein reiner Unfall war, ist der Fall nicht judiziabel.

			Der ehemalige Staatssekretär für Energie und gegenwärtiger Präsident des Energieinstitutes General Mosconi, Jorge Lapeña, wies auf Grund von internen Berichten der Unternehmen (Siehe Clarín vom 12.11.12) darauf hin, dass um 18,02 Uhr des 7. November eine Fernleitung von 220 KW zwischen dem Kraftwerk Costanera (am Hafen von Buenos Aires) und dem Vorort Hudson ausgeschaltet werden musste. Gleichzeitig wurden zwei Kraftwerksanlagen ausgeschaltet. Um 18,09 Uhr wurden vier Leitungen von 132 Kv, die die Kraftwerke Costanera und Dock Sud verbinden, abgeschaltet, womit weitere Stromanlagen stillgelegt werden. Insgesamt fehlten somit 1.400 MW. Es gab somit angeblich eine Kettenreaktion. Um 21,10 Uhr wurde ein defekter Teil der Leitung von 220 Kv von Costanera nach dem südlichen Vorort Hudson festgestellt und die Reparatur sofort in Angriff genommen. Der Leiter der Gewerkschaft der Elektrizitätsarbeiter, Oscar Lescano, fügte hinzu, dass der Sturmwind einen Baum umgestossen habe, dessen Äste die Kabel beschädigten und zur Abschaltung der Leitung zwangen. Das alles scheint Minister De Vido jedoch nicht gewusst zu haben, als er sich im Fernsehen auf den Unfall bezog. Wirklich merkwürdig!

			Während die grosse Krise der Stromversorgung vom Januar 1989 (unter Alfonsín als Präsident) auf die unzureichende Stromerzeugung zurückzuführen war (u.a. weil die staatliche Segba damals sehr verkommen und nur zu etwa einem Drittel ihrer Kapazität ausgelastet war), besteht jetzt genug Strom, um die Nachfrage zu befriedigen. Die ehemaligen Segba-Wärmekraftwerke sind praktisch voll ausgelastet und werden von den privaten Betreibern effizient verwaltet, so weit es die Regierung möglich macht. Ausserdem sind die Staudämme der grossen Wasserkraftwerke dank der hohen Regenfälle gefüllt, und erlauben somit eine hohe Stromerzeugung. Mitte 2013 soll noch das Atomkraftwerk Atucha II (mit 700 KW) hinzukommen. Ebenfalls wurde in den letzten Jahren das Ferntransportnetz ausgebaut, so dass regionale Ungleichgewichte ausgeglichen werden können. Das Problem besteht jetzt bei den Verteilungsnetzen.

			Der grosse Stromausfall der Vorwoche hat die Aufmerksamkeit auf das ganze Stromverteilungssystem der Gegend gelenkt, das früher von der staatlichen Segba betrieben wurde und Anfang der 90er Jahre in drei Regionen aufgeteilt wurde: die Nordgegend der Stadt Buenos Aires und die nördlich gelegenen Bezirke entfielen auf Edenor, der südliche Teil mit den ebenfalls südlichen Bezirken auf Edesur, und dann kommt noch Edelap hinzu, das das Netz der Stadt La Plata und Umgebung betreibt. Die ursprünglichen Konzessionsverträge sahen für die Verteilungsunternehmen eine ausreichende Marge vor, mit der sie ihre Kosten, einschliesslich einer ordentlicher Wartung, decken konnten. Sie erhielten den Strom über das Staatsunternehmen CAMMESA, das ihn von den verschiedenen Kraftwerken bezieht und den Verkaufspreis festsetzt. CAMMESA bezieht immer den Strom, der am billigsten angeboten wird, was in der Praxis bedeutet, dass Wasserkraftwerke Priorität haben, da bei diesen die Grenzkosten sehr niedrig sind, so dass sie bei mehr Wasser in ihren Staudämmen mehr Strom liefern. Wenn die Nachfrage unter der gesamten Kapazität der Kraftwerke liegt, müssen die teuersten zunächst abschalten. Dieses System ist sehr rationell. Vor der Privatisierung war es so, dass oft Strom aus Wärmekraftwerken eingesetzt wurde, obwohl die Wasserkraftwerke mehr liefern konnten. Es wurde somit unnötigerweise Brennstoff verbraucht.

			Das neue System, mit privaten Stromverteilern, hat in den 90er Jahren hervorragend funktioniert. Unter der staatlichen Segba, war die Instandhaltung katastrophal, wobei die gleichen Pannen wiederholt auftraten, weil sie eben nur “provisorisch” hergerichtet wurden. Die privaten Betriber haben das System grundsätzlich geändert: bei jeder Panne haben sie den Fall zunächst genau untersucht und eine gründliche Reparatur durchgeführt, mit Ersatz von überlasteten Kabeln, so dass sich der gleiche Ausfall des Netzes nicht wiederholte. Das hat zu einer progressiven Verringerung der Stromunterbrechungen geführt, die nicht mehr die Regel, sondern eine immer seltenere Ausnahme waren. Nur einmal gab es Ende der 90er Jahre eine grosse Panne bei Edesur, die auf einen menschlichen Fehler bei der Installation einer relativ neuen Anlage zurückzuführen war.

			Das Netz ist jedoch grundsätzlich überaltert und müsste nach und nach voll ersetzt werden. Das wäre jedoch sehr teuer und gegenwärtig nicht finanzierbar. Somit sollte das System beibehalten werden, gemäss dem bei Pannen gründliche Reparaturen erfolgen, womit stets die kritischen Punkte des Netzes erneuert werden. Doch 2002, schon unter Eduardo Duhalde als Präsident, und danach als grundsätzliche Politik unter den Kirchners, wurden die Konzessionsbedingungen nicht eingehalten, so dass die Verteiler zu geringe Mittel erhielten, um das Instandhaltungssystem weiterzuführen. Es musste auch hier stark gespart werden, so dass die Unterbrechungen der Stromversorgung gemäss Angaben des Kontrollamtes ENRE zwischen 2003 und 2010 um 90% zunahmen und 175% länger dauerten. Da der Stromkonsum stark zunahm, u.a. weil auch viel gebaut wurde, wurde das Netz stärker belastet und eben oft überlastet, womit die Instandhaltung, Erneuerung und Erweiterung des Netzes noch kritischer wurden. Das ganze Verteilungssystem bedarf jetzt gründlicher Reparaturen und Investitionen, die jedoch nicht durchgeführt werden, so dass man in Zukunft viele Pannen erwarten muss, die sich jedoch jeweils auf bestimmte Bezirke beschränken sollten. Denn das Netz ist so aufgeteilt, dass stets ein bestimmtes Gebiet abgeschaltet werden kann. Da ein heisser Sommer bevorsteht, muss man sich auf viele Stromausfälle gefasst machen.

			Edenor und Edesur weisen in 9 Monaten 2012 schon einen Gesamtverlust von über einer Milliarde Pesos aus. Finanziell lösen sie das Problem, indem sie die Stromrechnung von CAMMESA, das ihnen als Grossist den Strom zuteilt, schuldig bleiben, was schliesslich das Schatzamt deckt. Und ausserdem sparen sie notgedrungen auch am falschen Ort, nämlich bei der Wartung und Erneuerung des Netzes. Der elektrische Strom kostet eben mehr, als über die politisch niedrigen Tarife und die Subventionen gedeckt wird. Dass unter diesen Umständen die Subventionen nur zum geringsten Teil abgeschafft worden sind, ist einfach absurd. Für die allermeisten Bewohner der Stadt Buenos Aires, die in typischen Mittelstandswohnungen leben, beträgt die Subvention immer noch über die Hälfte der Gesamtkosten, wobei der Tarif in der Bundeshauptstadt für Haushalte in der Regel um 70% bis 80% unter dem von Córdoba und Santa Fé liegt, obwohl dort das durchschnittliche Einkommen geringer ist.

			Im August hatte Staatssekretär Axel Kiciloff, der für die entscheidenden wirtschaftspoltischen Massnahmen verantwortlich zeichnet, angekündigt, das für die Stromwirtschaft (Wärme- und Wasserkraftwerke, Stromfernleitungen, Grossistenmarkt und Verteiler) ein System eingeführt werde, das auf dem Prinzip der vollen Kostendeckung beruht. Danach geschah jedoch überhaupt nichts. Es gab kein Gesetzesprojekt noch konkrete Grundlagen, um das Prinzip von Kiciloff in die Praxis umzusetzen, noch Gespräche mit den Unternehmen. Einmal mehr hat diese Regierung ihre Unfähigkeit gezeigt, um konkrete Probleme zu lösen.

			Der Staat kümmert sich allgemein, und nicht nur jetzt, wenig um Instandhaltung, wobei die Ausgaben für diesen Zweck keine unmittelbare Priorität aufweisen und somit hinausgeschoben werden. Doch langfristig ist dies eine sehr schädliche Form des Sparens, da dadurch staatliche Gebäude, Strassen und alles, was der Staat verwaltet, verkommen, was sich auf die Qualität der Dienstleistungen auswirkt, die davon abhängen, und schliesslich neue Investitionen erfordert, die viel teurer sind. Die private Konzessionäre haben allgemein umgekehrt gehandelt und der Wartung Vorrang gegeben. Bis die Kirchners auch hier die staatliche Irrationalität durchgesetzt haben, die jetzt bei der Stromverteilung in der Bundeshaupstadt und Umgebung zunehmend in Erscheinung tritt.
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			Keine Lösung für die Rentner: 
der Konflikt dauert an

			Die Regierungen von Néstor und Cristina Kirchner kennzeichnen sich dadurch, dass sie die wirtschaftlichen Probleme ignorieren und sich auch nicht an die gesetzliche Ordnung halten. Sie fegen den Schmutz unter den Teppich, wo er sich anhäuft, bis man schliesslich stolpert. Diese kurzfristige Sicht der Wirtschaft führt dazu, dass die Probleme grösser werden, und die Lösungen dabei politisch und technisch immer schwieriger. Diese Politik der kurzfristigen Lösungen auf Kosten der langfristigen Entwicklung, hat beim Erdöl und Gas und bei der Stromwirtschaft in eine Sackgasse geführt, mit verheerenden Folgen, die immer stärker auftreten. Aber auch vielen anderen Bereichen führt diese Politk zu Sackgassen.

			Beim Rentensystem besteht ein schwelendes Riesenproblem, das die Regierung einfach ignoriert. Es laufen laut ANSeS-Direktor Diego Bossio 240.000 Gerichtsverfahren, die von Rentnern eingeleitet wurden, die eine rückwirkende Berichtigung der Pensionen gemäss dem Fall “Badaro” fordern, bei dem der Oberste Gerichshof sich streng an das Gesetz gehalten hat und eine rückwirkende Zusatzzahlung angeordnet hat. Hinzu kommen noch andere Klagen, so dass es insgesamt über 400.000 sind. 

			Der Verteidiger des “dritten Alters”, Eugenio Semino, hat beantragt, dass das Badaro-Urteil allgemeingültig erklärt und somit von den Richtern schon in erster Instanz angewendet wird. Das wäre in den USA so; aber in Argentinien muss bisher jeder Fall einzeln den Weg bis zur obersten Instanz beschreiten. Und auch dann, wenn dem Kläger recht gegeben wird, ist es nicht sicher, ob die ANSeS zahlt. Der Oberste Gerichtshof überlegt sich indessen seit einiger Zeit, ob nicht auch in Argentinien das US-System eingeführt werden sollte, das viel vernünftiger ist.

			Die Richter des Obersten Gerichtshofes haben in der Vorwoche den ANSeS-Direktor Diego Bossio zu sich berufen, damit er ihnen erklärt, wie er sich den Fall vorstellt. Sein Argument war, dass die ANSeS den Riesenbetrag, der sich bei der Berichtigung der Renten in 240.000 Fällen ergeben würden, einfach nicht zahlen kann. Das ist jedoch kein juristisches Argument, umso mehr, als es auch kein Gesetz gibt, durch das eine Art Default der ANSeS erklärt wird.

			Aber ausserdem stimmt dies nicht. Der Sonderfonds, den die ANSeS mit den Anlagen gebildet hat, die aus der Übernahme der von den privaten Rentenkassen verwalteten Fonds der Beitragenden stammen, beträgt zum 30. September 2012 $ 227 Mrd., was $ 945.800 pro Kläger ausmacht, also in den meisten Fällen mehr, als diese beanspruchen. Es gäbe nur ein Problem, wenn sich viele andere Rentner der Klage anschliessen. Doch auf alle Fälle könnte zumindest ein grosser Teil der objektiv berechtigten Ansprüche der Rentner gezahlt werden. Allerdings besteht mehr als die Hälfte des Sonderfonds aus Staatspapieren, die das Schatzamt kaufen müsste, um einen phänomenalen Kursverfall zu verhindern, bei dem der Betrag eventuell auf die Hälfte zusammenschmilzt. Aber es könnte den Rentnern zum Teil auch direkt mit diesen Staatspapieren gezahlt werden, eventuell zum Nennwert. Was die Aktienpakete des ANSeS-Fonds betrifft, so würde der Staat bei Verkauf das Recht auf Ernennung von Direktoren verlieren, was für viele Mitglieder der Regierungsgruppe “La Cámpora” zu einem schmerzhaften Einnahmeverlust führen würde. Ausserdem stellen diese Staatsdirektoren theoretisch eine Form der direkten Kontrolle der Unternehmen durch die Regierung dar, die im Sinn des stark interventionistischen “Modells” liegt. In Wirklichkeit sind sie meistens Lobbyisten der Unternehmen gegenüber der Regierung, was eine milde Form der Korruption darstellt. Es wäre für Wirtschaft und Gesellschaft gesund, wenn der Staat diesen Aktienbsitz abstossen würde.

			Abgesehen davon überträgt die ANSeS ständig Mittel an das Schatzamt, mit denen das Amt jedoch zunächst die Ansprüche der Rentner befriedigen müsste. Die These der Zahlungsunfähigkeit der ANSeS wird noch dadurch geschwächt, dass die Rentenbezieher um ca 2,3 Mio. ausgeweitet wurden, weil Pensionen auch an diejenigen gezahlt wurden, die zwar die Pensionierungsgrenze überschritten hatten, jedoch die Beiträge während ihres aktiven Lebens gar nicht oder nur zum Teil gezahlt hätten. Die Zahl der Empfänger von Pensionen und Hinterbliebenenrenten stieg somit um ca 40%. Ebenfalls wurden Kindergelder für 3,5 Mio. Minderjährige eingeführt, die mit ANSeS-Einnahmen gezahlt werden, und auch wurden Mittel der ANSeS für andere soziale Subventionen, ebenfalls für Kredite an Unternehmen, für Konsumkredite und für Kredite an Rentner abgezweigt. Wer sich zahlungsunfähig erkärt, könnte all dies nicht finanzieren. In der Tat hätten diese Subventionen und Kredite vom Schatzamt und nicht von der ANSeS gezahlt werden müssen, die sich grundsätzlich um die Rentner zu befassen hat. Nicht zuletzt wird die These der Zahlungsunmöglichkeit noch durch den Umstand widerlegt, dass die Regierung viel Geld für allerlei unnötige Zwecke ausgibt. Was ist wichtiger: korrekte Zahlung an Rentner oder ein luxuriöses Badezimmer in der “Casa Rosada”?

			Die Regierung kümmert sich nicht besonders um Legalität. Doch für den Obersten Gerichtshof ist es nicht einfach, dem Problem auszuweichen, da er sich streng an das Gesetz halten muss. Und eine zivilisierte Regierung sollte auch in diesem Sinn handeln. Die Lösung muss über ein neues Gesetz erfolgen, das in folgenden Punkten besteht:

			- Klärung der Berechnung der Pensionen und Hinterbliebenenrenten, so dass es keine Diskussion mehr über diesen Punkt gibt. Dabei muss die Anwendung von  Indexierungen, die allgemein vom Konvertibilitätsgesetz von April 1991 ausser Kraft gesetz wurden, stark beschränkt werden. Grundsätzlich geht es darum, genau zu bestimmten, in welchen Fällen und wie der Koeffizient von 82% (berechnet auf die drei bestehen Lohn- und Gehaltsjahre der letzten zehn) angewendet wird. Ab 1994, als das System reformiert wurde, gilt dieser Prozensatz auf alle Fälle nicht mehr. Man gelangt jetzt auf etwa 50% des Durchschnittes der letzten Löhne oder Gehälter, bei Wertberichtigung derselben. Einen Koeffizienten von 82% gibt es auf der ganzen Welt nicht. Er wäre unbezahlbar. 

			- Bestimmung, dass der geschuldete Betrag in Staatspapieren (mit niedriger Verzinsung) gezahlt wird, oder alternativ in bar und sofort, aber mit einem grossen Schnitt. 

			- Abschaffung des Anspruches der Erben auf den Betrag, die die ANSeS den Rentnern schuldet.

			- Schlusspunkt: Ansprüche auf rückwirkende Zahlung sollen nur bis zu einem bestimmten Datum eingereicht werden können.

			- Einführung des US-Systems der Anwendung eines Urteils des Obersten Gerichthofes auf alle analogen Fälle, um reinen Tisch zu schaffen und die Justiz zu entlasten. Das wäre auch in anderen Fällen positiv.

			Die ANSeS müsste berechnen, wie viel dies kostet und um welchen Betrag die Staatsschuld dabei erhöht wird. In Wirklichkeit wird eine schon bestehende Schuld nur offiziell anerkannt (also “weissgewaschen”), aber dabei auch verringert. Die Lösung, mit der der Megakonflikt bereinigt wird, ist im Grunde nicht so schwierig, wie sie die Regierung darstellt, die eben auch hier ihre grosse Unfähigkeit zeigt.

			

		

	